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Allgemeine Lieferbedingungen für Produkte und Dienstleistungen im Bereich der Elektroindustrie 

(„Grüne Lieferbedingungen“ - GLB) zur Anwendung im Geschäftsverkehr mit Unternehmern 

 

I. Allgemeine Bestimmungen.  

1. Unter Lieferant wird die Wickon Hightech s.r.o., Umsatzsteuer Identnummer CZ268 53 001, mit Sitz 

in 250 64 Hovorčovice, Mezi zahradami 470 verstanden. Unter Besteller versteht sich jedes Subjekt, mit 

dem der Lieferant eine Vertragsbeziehung bezüglich der Lieferung oder Herstellung von Waren bzw. 

Erbringung von Dienstleistungen eingeht. Für die Rechtsbeziehungen zwischen dem Lieferanten und 

Besteller im Zusammenhang mit Lieferungen und/oder Dienstleistungen des Lieferanten (nachstehend 

Lieferungen genannt) gelten ausschließlich diese AGBs. Die Allgemeinen Geschäftsbedingungen des 

Bestellers gelten nur dann, wenn ihnen der Lieferant ausdrücklich schriftlich zugestimmt hat. Für den 

Lieferumfang sind beidseitige schriftliche Zustimmungserklärungen maßgebend.  

2. Der Lieferant konzentriert sich im Rahmen der automatischen optischen Inspektion (AOI) auf die 

Bildqualität und die Informationstiefe im aufgenommenen Bild. Fehler, die laut Kundenspezifikation 

detektiert werden müssen, können ab einer Größe von 3x3 Pixeln, mit Kontrastwerten ab 15 – 20 

Grauskalen stabil detektiert werden. 

3. Der Lieferant behält sich uneingeschränkt seine Eigentums- und Urheberrechte bzw. andere Rechte 

an den Kostenvoranschlägen, Zeichnungen und sonstigen Unterlagen (nachstehend Unterlagen 

genannt) vor. Die Unterlagen dürfen nur mit vorheriger Zustimmung des Lieferanten an Dritte 

weitergegeben werden. Wird der Auftrag nicht an den Lieferanten vergeben, sind ihm die Unterlagen 

auf Anforderung unverzüglich zurückzugeben. Sätze 1 und 2 gelten analog auch für die Unterlagen des 

Bestellers; diese dürfen jedoch nur solchen Dritten zugänglich gemacht werden, auf die der Lieferant 

die Lieferungen nach Zustimmung des Bestellers übertragen hat.  

4. An der Standard-Software und -Firmware mit den definierten Leistungscharakteristiken hat der 

Besteller unbegrenztes Nutzungsrecht in unveränderter Form an den vereinbarten Geräten. Der 

Besteller darf ohne ausdrückliche Vereinbarung eine Sicherungskopie der Standardsoftware erstellen.  

5. Teillieferungen sind zulässig, sofern sie mit dem Besteller bei der Bestellung oder nachträglich 

vereinbart wurden und für den Besteller zumutbar sind.   

6. Der Begriff „Schadensersatzansprüche“ in diesen GLB umfasst auch die Ansprüche auf Ersatz  

zweckmäßig aufgewendeter Kosten.  

 

II. Preise, Zahlungsbedingungen und Abrechnung.  

1. Unter dem Begriff Preis ist immer der Festpreis zu verstehen. Die aktuell geltende gesetzliche 

Mehrwertsteuer ist nicht im Preis inbegriffen und wird separat hinzugerechnet. Die Transport- und 

Lieferverpackungen der Ware sowie die Liefer- und Transportkosten vom Werk des Lieferanten sind 

ebenfalls nicht im Preis inbegriffen.  

2. Ist der Lieferant auch für die Installation oder Montage der gelieferten Ware zuständig, hat der 

Besteller, sofern nichts anderes vereinbart ist, alle weiteren erforderlichen Kosten zu tragen, 
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insbesondere Reise- und Transportkosten sowie Pauschalvergütungen für die an der Installation oder 

Montage der gelieferten Ware beteiligten Mitarbeiter des Lieferanten. 

3. Die Zahlungen haben franko Zahlungsort des Lieferanten zu erfolgen.  

4. Der Besteller kann dem Lieferanten nur solche Forderungen in Rechnung stellen bzw. gegenüber dem 

Lieferanten aufrechnen, die die Vertragsparteien als nachgewiesen und unumstritten anerkannt haben.  

5. Sofern der Vertrag nichts anderes vorsieht, sind die jeweiligen Zahlungen wie folgt zu leisten:  

- 30 % vom Preis am Tag der Auftragsvergabe an den Lieferanten; 

- 40 % am folgenden Tag  nach der Warenlieferung an den Besteller / der Installation der Ware 

an dem vom Besteller bestimmten Ort; 

- 30% am folgenden Tag  nach der Warenübernahme durch den Besteller. 

6. Bei Nichteinhaltung der zwischen den Vertragspartnern im jeweiligen Vertrag vereinbarten 

Zahlungsfristen gerät der Besteller auch ohne Mahnung seitens des Lieferanten in Verzug und ist 

verpflichtet, dem Lieferanten  pro angefangenen Verzugstag einen Verzugszins in Höhe von 0,04 % zu 

zahlen.   

 

III. Eigentumsvorbehalt.  

1. Die Gegenstände der Lieferungen bleiben bis zur Befriedigung aller aus der Vertragsbeziehung mit 

dem Besteller entstehenden Forderungen und Ansprüche Eigentum des Lieferanten. Übersteigt der 

Wert aller dem Lieferanten zustehenden Sicherungsrechte (darunter fällt auch die gelieferte Ware, auf 

die sich der Eigentumsvorbehalt aktuell bezieht) die Höhe aller gesicherten Ansprüche und 

Forderungen um mehr 10 %, hat der Lieferanten auf Anforderung des Bestellers einen entsprechenden  

Teil der Sicherungsrechte freizugeben. Bei der Freigabe steht dem Lieferanten das Recht zu, zwischen 

verschiedenen Sicherungsrechten bzw. verschiedenen, die Forderungen sichernden Sachen zu wählen.  

2. Während des Bestehens des Eigentumsvorbehalts darf der Besteller den Sicherungsgegenstand 

keineswegs belasten (z. B. durch Verpfändung)  oder auf Dritte übertragen. Die Übertragung einer dem 

Eigentumsvorbehalt unterliegenden Ware an Dritte ist nur dann möglich, sofern es sich um eine 

Vertragsbeziehung zwischen Unternehmen bezüglich ihrer unternehmerischen Tätigkeit handelt und 

nur unter der Voraussetzung, dass (i) der Besteller vom Dritten (von seinem Kunden) eine Zahlung 

erhält und gleichzeitig dem Lieferanten den geschuldeten Betrag für diese Ware / die dem 

Eigentumsvorbehalt unterliegenden Sache bezahlt, oder sofern (ii) sie (der Besteller und der Dritte) 

vereinbaren, dass das Eigentum auf den Dritten erst dann übergeht, wenn dieser seine 

Zahlungsverpflichtungen erfüllt (Eigentumsvorbehalt) und gleichzeitig der Besteller mit dem Zeitpunkt 

der Vereinbarung des Eigentumsvorbehalts mit dem Dritten dem Lieferanten den Schuldbetrag für die 

dem Eigentumsvorbehalt unterliegende Ware bezahlt.  

3. Im Falle einer Zwangsvollstreckung bzw. anderer Eingriffe oder Verfügungen seitens der berechtigten 

Personen oder Behörden der Staatsverwaltung bzw. Selbstverwaltung bezüglich der dem 

Eigentumsvorbehalt unterliegenden Sachen (d. h., Sachen im Eigentum des Bestellers) ist der Besteller 

verpflichtet, den Lieferanten darüber unverzüglich zu unterrichten. Entsprechend ist der Besteller 

verpflichtet, den Lieferanten über die Eröffnung jeglicher Zwangsvollstreckungs-, Vollstreckungs- oder 
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Insolvenzverfahren gegenüber seiner Person oder seinem Vermögen zu informieren, sofern er zum 

Zeitpunkt der Verfahrenseröffnung gegenüber dem Lieferanten ausstehende Verbindlichkeiten hat. 

4. Im Falle einer Pflichtverletzung durch den Besteller, insbesondere bei einem Zahlungsverzug oder 

einer Pflichtverletzung bezüglich des Eigentumsvorbehalts, ist der Lieferant nach nutzlosem Ablauf der 

festgesetzten angemessenen Nachfrist berechtigt, von dem Vertrag zurückzutreten. Für Fälle, die keine 

Festsetzung einer angemessenen Nachfrist zur Erfüllung einer Pflicht aus dem Schuldverhältnis 

erfordern, bleiben die geltenden Regelungen hiervon unberührt. Der Lieferant ist ebenfalls berechtigt, 

sich auf den Eigentumsvorbehalt zu berufen und auf dieser Grundlage vom Besteller die Herausgabe 

des Lieferungsgegenstandes zu fordern.  

5. Tritt der Fall gem. Punkt III.4 ein, so ist der Besteller verpflichtet, dem Lieferanten den Gegenstand 

der Lieferung zurückzugeben. Die alleinige Geltendmachung des Eigentumsvorbehalts seitens des 

Lieferanten ist nicht als Vertragsrücktritt zu betrachten, es sei denn, der Lieferant würde dies 

ausdrücklich erklären. 

 

IV. Lieferfristen. Verzug. 

1. Die Einhaltung der Lieferfristen sieht den rechtzeitigen Eingang aller Unterlagen, erforderlichen 

Genehmigungen und Bewilligungen (insbesondere Pläne) beim Besteller sowie die Einhaltung der 

vereinbarten Zahlungsbedingungen und anderer Verpflichtungen zur Mitwirkung seitens des  Bestellers 

vor. Werden diese Voraussetzungen nicht rechtzeitig erfüllt, verlängern sich die Fristen für die 

Warenanlieferung angemessen um die Dauer des Verzugs des Bestellers; dies gilt nicht, wenn der 

Lieferant den Verzug zu verantworten hat.  

2. Ist die Nichteinhaltung der Fristen auf höhere Gewalt zurückzuführen, so ist jeder der 

Vertragspartner berechtigt, die Erfüllung der übernommenen Verpflichtungen aufzuschieben und die 

Fristen werden angemessen verlängert. Als höhere Gewalt gelten alle Ereignisse, die unerwartet 

auftreten und von keiner der Vertragsparteien verschuldet sind. Unter höherer Gewalt verstehen sich 

vor allem Naturkatastrophen, Brand, Blitzeinschlag, Explosion, Freisetzung von Giftstoffen oder Gas, 

Hochwasser, allgemeine Versorgungsstörungen, Folgen von Krieg, terroristische Aktionen, Aufstände 

u.ä., Konflikte oder Streiks an Arbeitsplätzen in eigenen oder fremden Werken, sowie  Eingriffe der 

höheren Staatsverwaltungsbehörden. Vorstehendes gilt analog auch für den Fall, dass die Versorgung 

des Lieferanten nicht frist- oder ordnungsgemäß erfolgt.  

3. Gelangt der Lieferant verschuldet in Verzug (subjektive Haftung), kann der Besteller beim 

nachgewiesenen Schaden durch den Verzug für jede volle Verzugswoche eine Verzugsstrafe in Höhe 

von 0,5 % vom Preis des Lieferungsteils verlangen, der wegen des Verzugs nicht effektiv in Betrieb 

genommen werden konnte, höchstens jedoch 5 % von diesem Preis.  

4. Jegliche Ansprüche des Bestellers auf den Ersatz von Verzugsschäden und auf Ersatzleistungen des 

Lieferanten für die nicht erfolgte Warenlieferung oder Leistungserbringung über die Vertragsstrafe 

gem. Punkt IV.3 hinaus sind ausgeschlossen. Dies gilt nicht für den Fall einer vorsätzlichen Handlung 

oder grober Fahrlässigkeit des Lieferanten bzw. wenn der Lieferant oder seine Mitarbeiter durch ihre 

Handlung Leben oder Gesundheit bedrohen oder Personenschäden verursachen. 

5. Der Besteller ist entsprechend den gesetzlichen Regelungen nur dann zu einem Vertragsrücktritt 

berechtigt, wenn der Lieferverzug ausschließlich vom Lieferanten zu verantworten ist (subjektive 
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Haftung). Der Besteller ist verpflichtet, dem Lieferanten auf Anforderung innerhalb einer festgesetzten 

angemessenen Nachfrist mitzuteilen, ob er wegen des Lieferverzugs des Lieferanten vom Vertrag 

zurücktreten will oder weiterhin auf die Warenlieferung oder Leistungserbringung besteht.  

6. Wird eine seitens des Lieferanten  eine frist- und ordnungsgemäß zum Versand bereitgestellte 

Lieferung auf Anforderung des Bestellers um mehr als ein (1) Monat nach Anzeige der 

Versandbereitschaft verspätet aus- oder angeliefert, so kann  dem Besteller pro angefangenen Monat 

eine Lagergebühr in Höhe von 0,5 % vom Preis des Lieferungsgegenstandes, höchstens jedoch 

insgesamt 5 % des Preises, berechnet werden. Die Beweislast bezüglich der tatsächlichen Lagerkosten 

trägt jeder der Vertragspartner selbst. 

 

V. Gefahrenübergang. 

1. Der Gefahrenübergang auf den Besteller (auch bei Lieferungen, für deren Transport nicht der 

Lieferant zuständig ist) ist wie folgt geregelt:  

a) bei Lieferungen, für die die Vertragspartner keine Installation oder Montage vereinbart haben, im 

Zeitpunkt ihres Versandes oder ihrer Übergabe an den Spediteur an dem vertraglich festgelegten Ort; 

auf Wusch und Kosten des Bestellers hat der Lieferant die Lieferungen  gegen übliche Transportrisiken 

zu versichern;  

b) bei Lieferungen, für die die Vertragspartner eine Installation oder Montage vereinbart haben, zum 

Zeitpunkt der Übernahme der fertiggestellten Installation oder Montage im eigenen Werk des 

Bestellers oder bei entsprechender Vereinbarung der Vertragspartner nach einem einwandfrei 

erfolgten Testbetrieb.  

2. Kommt es aus Gründen auf Seite des Bestellers zum Verzug mit dem Versand, der Zustellung, der 

Installation oder Montage, der Übernahme der Lieferung im eigenen Betrieb des Bestellers oder der 

Durchführung des Testbetriebs, geht die Gefahr auf den Besteller über. 

 

VI. Installation und Montage. 

Sofern die Vertragsparteien nichts anderes schriftlich vereinbaren, gelten für die Installation und 

Montage folgende Bestimmungen:  

1. Der Besteller ist verpflichtet, auf eigene Kosten ordnungs- und fristgemäß Folgendes sicher- bzw. 

bereitzustellen:  

a) die Durchführung aller Erdarbeiten, Bauarbeiten und weiterer durch andere Gewerke erbrachten 

Nebenleistungen, einschließlich der Bereitstellung von Fach- und Hilfskräften, sowie die Verwendung 

geeigneter Materialien und Werkzeuge zur Erfüllung der entsprechenden Leistungen; 

b) die für die Montage und Inbetriebnahme erforderlichen Verbrauchsgegenstände und Materialien wie 

Gerüste, Hebe- und andere Einrichtungen sowie die erforderlichen Kraft- und Schmierstoffe;   

c) Energien und Wasser am Verwendungsort, einschließlich der Heizung und Beleuchtung;  
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d) am Montageort ausreichend große, geeignete, trockene und abschließbare Räume zur Einlagerung 

von Maschinenteilen, Geräten, Material, Werkzeugen usw., und angemessene Arbeits- und 

Aufenthaltsbedingungen für das Montagepersonal, einschließlich den Umständen angemessenen  

Sanitäranlagen; ferner ist der Besteller verpflichtet, auf der Baustelle die gleichen Vorkehrungen zum 

Schutz des Eigentums des Lieferanten und des Montagepersonals zu treffen, die er selbst zum Schutz 

des eigenen Eigentums und Personals treffen würde. 

e) ausreichend zuverlässige Arbeitsschutzkleidung für das Montagepersonal und ausreichende 

Sicherheitsvorkehrungen entsprechend den Umständen am Montageort.  

2. Vor Beginn der Montagearbeiten ist der Besteller verpflichtet, den Lieferanten ohne Aufforderung 

über den Verlauf der verdeckt geführten Strom-, Gas- und Wasserleitungen bzw. anderer Einrichtungen 

zu informieren sowie ihm alle zur Erhaltung der Sicherheit bei den Montagearbeiten und zur Verhütung 

von jeglichen Schäden, einschließlich Personenschäden, erforderlichen Informationen zur Verfügung zu 

stellen.  

3. Vor Beginn der Installation bzw. Montage müssen sich die Lieferung und die für den Arbeitsbeginn 

erforderlichen Gegenstände am Installations- bzw. Montageort befinden und alle 

Vorbereitungsarbeiten soweit abgeschlossen sein, dass die Installation bzw. Montage entsprechend der 

Vereinbarung der Vertragsparteien ohne Unterbrechung oder Verzug erfolgen kann. Die Zufahrtswege, 

der Installations- bzw. Montageort und der Einsatzort müssen ausreichend geräumt und frei zugänglich 

mit Transportmitteln erreichbar sein.  

4. Kommt es aus vom Lieferanten nicht vertretbaren Gründen zum Verzug mit der Installation, Montage 

oder anschließender Inbetriebnahme, so hat der Besteller die angemessenen Kosten für Ausfälle sowie 

nachträglich erforderliche Ausgaben des Lieferanten oder des Montagepersonals zu tragen. 

5. Der Besteller ist verpflichtet, dem Lieferanten gegenüber einmal (1) pro Woche ohne unnötigen 

Verzug die Arbeitszeiten des Montagepersonals zu bestätigen, sowie die Fertigstellung der Installation 

bzw. Montage oder die Inbetriebnahme mitzuteilen.  

6. Verlangt der Lieferant nach der erfolgten Installation oder Montage die Übernahme der 

durchgeführten Lieferung durch den Besteller, so hat diese innerhalb von zwei (2) Wochen zu erfolgen. 

Andernfalls gilt die Übernahme nach Ablauf der vorstehenden Frist als erfolgt. Die Übernahme gilt 

ebenfalls als erfolgt, wenn der Besteller den Lieferungsgegenstand in Nutzung nimmt (bei vereinbartem 

Testbetrieb nach seiner einwandfreien Durchführung). 

 

VII. Übernahme.  

Der Besteller darf die Übernahme der Lieferung wegen Mängel mit einer nur geringfügigen Auswirkung 

auf die Beschaffenheit oder die Qualität der Lieferung nicht verweigern. 

 

VIII. Sachmängel und Gewährleistung.  

Für Sachmängel haftet der Lieferant wie folgt:  
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1. Alle Waren oder Dienstleistungen, die Sachschäden aufweisen, müssen, sofern deren Ursachen 

bereits zum Zeitpunkt des Gefahrenübergangs vorlagen, vom Lieferanten nach eigenem Ermessen 

kostenlos repariert oder ersetzt werden.  

2. Bei den entsprechend diesen Allgemeinen Geschäftsbedingungen zulässigen Teillieferungen 

verjähren die Ansprüche auf Ersatzleistung in Übereinstimmung mit den einschlägigen gesetzlichen 

Bestimmungen.  

3. Ansprüche aus der Produkthaftung des Lieferanten hat der Besteller unverzüglich schriftlich bei dem 

Lieferanten geltend zu machen.  

4. Bei Geltendmachung von Produkthaftungsansprüchen ist der Besteller berechtigt, Zahlungen 

angemessen den auftretenden Lieferungsmängeln zurückzuhalten. Zu einer solchen Zurückhaltung von 

Zahlungen ist der Besteller jedoch nur dann berechtigt, wenn der geltend gemachte 

Produkthaftungsanspruch einen unbestrittenen Mangel betrifft. Die Berechtigung des Bestellers zur 

Zurückhaltung von Zahlungen entsteht nicht, wenn seine Produkthaftungsansprüche verjährt sind. Bei 

unberechtigter Geltendmachung von Produkthaftungsansprüchen seitens des Bestellers ist der 

Lieferant berechtigt, von dem Besteller den Ersatz der ihm dadurch entstandenen Kosten zu verlangen.  

5. Bei den entsprechend diesen Geschäftsbedingungen zulässigen Teillieferungen muss dem Lieferanten 

eine angemessene Frist zur Nacherfüllung gewährt werden.  

6. Erfolgt innerhalb einer angemessenen Nachfrist keine Nacherfüllung, so ist der Besteller (ohne 

Rücksicht auf eventuelle Schadensersatzansprüche gem. Punkt VIII.10) berechtigt, von dem Vertrag 

zurückzutreten oder die vereinbarte Zahlung für die Lieferung verhältnismäßig im Umfang der nicht 

erfolgten Leistung des Lieferanten zu mindern.  

7. Als keine Mängel und eine ordnungsgemäße Erfüllung des Vertrags gelten unbedeutende 

Abweichungen von der vereinbarten Qualität der Lieferung oder Lieferungen, die in Folge solcher 

Abweichungen nur geringfügig in ihrer Nutzung eingeschränkt sind. Gleiches gilt für die natürliche  

Abnutzung der Lieferungsgegenstände oder für Schäden, die nach dem Gefahrenübergang in Folge 

eines unsachgemäßen oder fahrlässigen Umgangs mit dem Lieferungsgegenstand, seiner Überlastung, 

falscher Betriebsbedingungen, mangelhafter Bauarbeiten, falscher Bauwerkfundamente oder aufgrund 

anderer besonderer Einflüsse entstehen, die vertraglich nicht vorgesehen sind, sowie für Software-

Fehler, die nicht verhindert werden konnten. Jegliche Produkthaftungsansprüche bezüglich Mängel, die 

in Folge unsachgemäßer Änderungen oder Reparaturen der Lieferung durch den Besteller oder einen 

Dritter entstehen, sind ausgeschlossen. 

8. Die Ansprüche des Bestellers auf den Ersatz der für eine Nacherfüllung erforderlichen Ausgaben, 

insbesondere der Transport-, Reise-, Lohn- oder Materialkosten, sind ausgeschlossen, wenn sie durch 

die Verbringung des Lieferungsgegenstands an einen anderen Ort als in das eigene Werk des Bestellers  

entstehen.  

9. Die Regressansprüche des Bestellers gegenüber dem Lieferanten entstehen nur dann, wenn der 

Besteller mit seinem Kunden keine Vereinbarung über die gesetzlichen Mängelansprüche hinaus 

getroffen hat. Für den Umfang des Regressanspruchs des Bestellers gegenüber dem Lieferanten gilt 

ferner entsprechend Abs. 8 dieses Artikels. 

10. Jegliche Schadensersatzansprüche des Bestellers wegen Sachmängel der Lieferung sind 

ausgeschlossen und der Besteller erklärt hiermit gem. § 386 des Handelsgesetzbuchs seinen Verzicht 
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darauf. Dies gilt nicht für den Fall einer vorsätzlichen Verschweigung des Mangels seitens des 

Lieferanten, der Nichteinhaltung der Qualitätsgarantie oder bei Personenschäden bzw. Gefährdung des 

Lebens, der Gesundheit oder der Freiheit in Folge des Mangels; Vorstehendes gilt ebenfalls bei 

vorsätzlicher oder grob fahrlässiger Pflichtverletzung seitens des Lieferanten. Vorstehendes hat keine 

Beweislastumkehr zu Ungunsten des Bestellers zur Folge. Weitere oder andere Ansprüche des 

Bestellers aus der Sachmängelhaftung sind, mit Ausnahme der unter diesem Punkt angeführten 

Ansprüche, ausgeschlossen.  

11. Die spezifischen Abgrenzungen und Geschwindigkeiten (Taktzeiten, Vorschub, usw.) können in der 

Endzusammensetzung um ± 10 % abweichen.  

12. Bei der Integration in bestehende Systeme des Bestellers ist die Mängelhaftung des Lieferanten auf 

die von ihm gelieferte SW und HW eingeschränkt. Der Lieferant übernimmt ebenfalls keine 

Mängelhaftung in Fällen des Erlöschens der Gewährleistung gem. den nachfolgenden Absätzen 13 und 

14. 

13. Die Garantie wird gewährt, sofern dies in einem individuellen Vertrag mit dem Kunden ausdrücklich 

vereinbart wurde. Eine vertraglich vereinbarte Garantie erlischt dann, wenn die Ware des Lieferanten 

(in jedweder Form) ohne vorherige Mitteilung und Zustimmung des Lieferanten an einen anderen Ort 

als den Lieferort oder Bestimmungsort des Bestellers verbracht wird. Sofern kein Lieferort der Ware 

festgelegt wurde, gilt als solcher das Hauptwerk des Bestellers, wo sich in der Regel gleichzeitig auch 

der Sitz des Bestellers oder der Arbeitsplatz der ersten Verwendung der Ware befindet. 

14. Die vertraglich vereinbarte Garantie erlischt ferner durch vom Lieferanten nicht genehmigte 

Änderung oder Eingriff in die Ware (oder in das die Ware bildende System). Die Garantie erlischt 

ebenfalls, wenn bei der Reparatur der Ware (oder des die Ware bildenden Systems) vom Lieferanten 

nicht genehmigte Ersatzteile eingesetzt werden. 

 

IX. Gewerbeschutz- und Urheberrechte. Rechtsmängel.  

1. Sofern nichts anderes vereinbart, ist der Lieferant verpflichtet, die Lieferung frei von im 

Lieferungsland bestehenden Gewerbeschutz- und Urheberrechten Dritter (nachstehend Schutzrechte 

genannt) zu erbringen. Erhebt ein Dritter gegenüber dem Besteller berechtigte Ansprüche aus 

Verletzung von Schutzrechten in Folge der vom Lieferanten erbrachten und entsprechend dem Vertrag 

genutzten Lieferungen, so haftet der Lieferant gegenüber dem Besteller im Rahmen der unter Punkt 

VIII.2 festgesetzten Fristen wie folgt:  

a) Der Lieferant erwirbt nach eigener Wahl auf eigene Kosten das Nutzungsrecht an den betroffenen 

Lieferungen bzw. ändert oder ersetzt diese so, dass keine Schutzrechtverletzung vorliegt. Ist dies unter 

zumutbaren Bedingungen nicht möglich, kann der Besteller das gesetzliche Recht auf Rücktritt oder 

Kaufpreisminderung geltend machen.  

b) Die Schadensersatzpflicht des Lieferanten ist unter Artikel XI geregelt.  

c) Die vorstehenden Verpflichtungen des Lieferanten entstehen nur dann, wenn der Besteller den 

Lieferanten über die von Dritten geltend gemachten Ansprüche unverzüglich schriftlich unterrichtet,   

die monierte Verletzung von Rechten Dritter nicht anerkennt und dem Lieferanten alle Maßnahmen zur 

Abwendung und gütlicher Einigung vorbehalten bleiben. Sollte der Besteller die Nutzung der Lieferung 
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wegen Schadensminderung oder aus anderen wichtigen Gründen einstellen, so ist er verpflichtet, Dritte 

darauf hinzuweisen, dass die Einstellung der Nutzung keine Anerkennung der Schutzrechtverletzung 

darstellt.  

2. Die Ansprüche des Bestellers sind ausgeschlossen, wenn der Besteller die Schutzrechtverletzung zu 

verantworten hat.  

3. Die Ansprüche des Bestellers sind ebenfalls ausgeschlossen, wenn die Schutzrechtverletzung auf 

spezielle Vorgaben des Bestellers, vom Lieferanten nicht vorgesehenen Gebrauch, Änderung der 

Lieferung oder ihre Nutzung zusammen mit vom Lieferanten nicht gelieferten Produkten, Sachen oder 

ihren Teilen zurückzuführen ist. 

4. Für den Fall der Schutzrechtverletzung gelten ferner für die unter Nr. 1a) geregelten Ansprüche des 

Bestellers entsprechend die Bestimmungen des Artikels VIII Nr. 4, 5 und 9.  

5. Für sonstige Rechtsmängel gelten entsprechend  Bestimmungen des Artikels VIII.  

6. Weitere oder andere als unter Art. IX geregelte Ansprüche des Bestellers gegenüber dem Lieferanten 

und seinen Zulieferern, Mitarbeitern oder anderen für die Erfüllung der Lieferungen eingesetzten 

Personen wegen Rechtsmängeln sind ausgeschlossen.  

 

X. Unmöglichkeit der Leistung. Vertragsänderung. 

1. Kann eine Lieferung nicht durchgeführt werden, so ist der Besteller berechtigt, vom Lieferanten 

Schadensersatz zu verlangen, es sei denn, der Lieferant hat die Unmöglichkeit der Lieferung nicht zu 

verantworten. Der Schadensersatzanspruch des Bestellers ist jedoch auf höchstens 10 % vom Wert des 

Lieferungsteils begrenzt, der in Folge der vorstehend beschriebenen Nichtleistung nicht effektiv in 

Betrieb genommen werden kann. Diese Begrenzung gilt nicht bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit des 

Lieferanten, bzw. wenn in Folge der (teilweisen) Nichtleistung das Leben oder die Gesundheit gefährdet 

werden bzw. Personenschäden entstehen. Der Anspruch des Bestellers auf Vertragsrücktritt bleibt 

hiervon unberührt.  

2. Sollten unvorhersehbare Ereignisse höherer Gewalt im Sinne des Punktes IV.2 die wirtschaftliche 

Bedeutung oder den Inhalt der Lieferung im bedeutenden Maße verändern oder eine bedeutende 

Auswirkung auf den Betrieb des Lieferanten haben, haben die Vertragsparteien den Vertrag im guten 

Glauben entsprechend anzupassen. Ist eine solche Vertragsanpassung für den Lieferanten aus 

wirtschaftlicher Sicht nicht annehmbar, so ist der Lieferant berechtigt, von dem Vertrag zurückzutreten. 

Die beabsichtigte Anwendung des Rücktrittsrechts hat der Lieferant unverzüglich nach Kenntnis der 

wirtschaftlichen Folgen des Ereignisses dem Besteller anzuzeigen; gleiches gilt auch für den Fall, dass 

mit dem Besteller schon früher eine angemessene nachträgliche Lieferfristverlängerung vereinbart 

wurde. 

 

XI. Sonstige Schadensersatzansprüche. Verjährung.  

1. Jegliche Schadensersatzansprüche des Bestellers, insbesondere in Folge einer Verletzung von 

Pflichten aus dem Schuldverhältnis und in Folge einer verbotenen Handlung des Lieferanten,  sind 
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ausgeschlossen und der Besteller erklärt hiermit gem. § 386 des Handelsgesetzbuchs seinen Verzicht 

darauf.  

2. Punkt XI.1 gilt nicht bei Haftung des Lieferanten nach Sondervorschriften, z. B. nach dem 

Produkthaftungsgesetz usw., sowie ferner in Fällen einer vorsätzlichen Handlung oder groben 

Fahrlässigkeit des Lieferanten, bzw. wenn in Folge der Verletzung von wichtigen Vertragspflichten des 

Lieferanten das Leben oder die Gesundheit gefährdet werden bzw. Personenschäden entstehen. Die 

Schadensersatzansprüche aus der Verletzung wichtiger Vertragspflichten sind jedoch auf den Ersatz von 

Schäden begrenzt, die nicht objektiv vorhersehbar waren, und dürfen den Wert des mit der 

Pflichtverletzung verbundenen Auftrags nicht übersteigen, es sei denn, es handelt sich um einen 

Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit bzw. es werden Leben oder Gesundheit gefährdet oder es kommt zu 

Personenschäden. Eine Beweislastumkehr zu Ungunsten des Bestellers ist hierbei ausgeschlossen.  

3. Ein dem Besteller zustehender Schadensersatzanspruch verjährt mit dem Ablauf der gesetzlichen 

Verjährungsfrist. Gleiches gilt für die Ansprüche des Bestellers in Verbindung mit den Maßnahmen zur 

Schadensabwendung (z. B.  Maßnahmen zur Abwendung von Personenschäden und Sachschäden in 

Folge von Produktmängeln). Bei Schadensersatzansprüchen nach dem Produkthaftungsgesetz richtet 

sich die Verjährung nach den gültigen Rechtsvorschriften.  

 

XII. Gerichtsstand und anwendbares Recht  

1. Das sachlich und örtlich zuständige Gericht für alle aus dem Schuldverhältnis zwischen dem 

Lieferanten und Bestellers direkt oder indirekt resultierenden Streitigkeiten ist der Sitz des Bestellers. 

Der Lieferant ist jedoch auch berechtigt, am Sitz des Bestellers Klage zu erheben. 

2. Für die Rechtsbeziehungen im Zusammenhang mit den Vertragsbeziehungen zwischen dem 

Lieferanten und dem Besteller gilt das tschechische materielle Recht unter Ausschluss des UN-

Kaufrechts (CISG).  

 

XIII. Verbindlichkeit des Vertrages 

Sollten einzelne Bestimmungen des Vertrages ungültig, undurchführbar oder unwirksam sein oder nach 

Vertragsschluss ungültig, undurchführbar oder unwirksam werden, bleibt davon die Wirksamkeit des 

Vertrages im Übrigen unberührt. Alle so entstandenen Vertragsmängel sind unter Berücksichtigung der 

Interessen der Vertragsparteien durch die Vertragsauslegung nachträglich zu beheben. Dabei soll an die 

Stelle der ungültigen, undurchführbaren oder unwirksamen Bestimmung  gültige, durchführbare oder 

wirksame Regelungen treten, deren Wirkungen der wirtschaftlichen Zielsetzung am nächsten kommen, 

die die Vertragsparteien mit der ungültigen, undurchführbaren oder unwirksamen Bestimmung verfolgt 

haben. Dieses gilt nicht, wenn die Einhaltung des Vertrags wegen seiner übermäßigen Härte einer der 

Vertragsparteien nicht zugemutet werden kann.  

 

 


